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S a t z u n g  
Sportgemeinschaft Hausen 1905 e.V. 

§ 1 Name und Sitz, Geschäftsjahr 
1. Der Verein führt den Namen Sportgemeinschaft Hausen / Taunus 1905 -  abgekürzt: 

SG Hausen 1905 e.V. 
2. Er hat seinen Sitz in 61267 Neu-Anspach und ist in das Vereinsregister Bad Homburg unter der 

Nummer VR  1482 eingetragen. 
3. Der Name des Vereins lautet “SG Hausen 1905 e.V.“. 
4. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck 
1. Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Breitensports in verschiedensten Ausprägungen 

und Formen. 
2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts “Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
3. Der Satzungszweck wird insbesondere durch die Ermöglichung sportlicher Übungen und 

Leistungen verwirklicht. 

§ 3 Mittelverwendung 
1. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel 

des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten, 
mit Ausnahme des Auslagenersatzes oder der Aufwandsentschädigung (Ehrenamtspauschale), 
keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.  

2. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütung, begünstigt werden. 

§ 4 Mitgliedschaft 
1. Vereinsmitglieder können natürliche, volljährige Personen, aber auch juristische Personen 

werden. Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen der Erlaubnis der gesetzlichen Vertreter. 
Stimmberechtigt sind Mitglieder erst ab Volljährigkeit. 

2. Über einen schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Bei Ablehnung des 
Aufnahmegesuchs ist der Vorstand nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe mitzuteilen. 

3. Bei Aufnahme in den Verein verpflichtet sich das Mitglied  für die Dauer seiner Mitgliedschaft 
am Bankeinzugsverfahren für die Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen teilzunehmen. Das 
hat das Mitglied in der Eintrittserklärung rechtsverbindlich zu erklären. Begründete Ausnahmen 
regelt der Vorstand. 	

4. Die Mitglieder sind verpflichtet die Vereinssatzung anzuerkennen, die Zwecke des Vereins zu 
fördern und zu unterstützen, die festgesetzten Mitgliedsbeiträge und Umlagen rechtzeitig zu 
entrichten, die Anordnungen des erweiterten Gesamtvorstands und die Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung zu respektieren, sowie die weiteren sportrechtlichen Vorgaben nach 
den jeweils geltenden Verbandsrichtlinien bei sportlichen Aktivitäten zu beachten.	

5. Zu Ehrenmitgliedern mit allen Rechten, aber ohne Pflichten, können Mitglieder aufgrund 
langjähriger Verdienste oder außergewöhnlicher Leistungen auf Vorschlag des Vorstandes 
ernannt werden. 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
1. Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod des Mitglieds, durch freiwilligen Austritt, Ausschluss aus 

dem Verein oder Verlust der Rechtsfähigkeit der juristischen Person. 
2. Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem 

vertretungsberechtigten Vorstandsmitglied. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von 6 Wochen zulässig. 
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3. Ein Mitglied kann durch Vorstandsbeschluss mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Vorstandsmitglieder ausgeschlossen werden, wenn es in grober Weise gegen die 
Vereinsinteressen oder Satzungsinhalte verstoßen hat, wobei als ein Grund zum Ausschluss 
auch ein unfaires, unsportliches Verhalten gegenüber anderen Vereinsmitgliedern gilt. 

4. Das Mitglied kann zudem auf Vorstandsbeschluss ausgeschlossen werden, wenn es trotz  
zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrages im Rückstand ist. 
Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Fristsetzung von Seiten des Vorstandes 
Gelegenheit zu geben, sich hierzu zu äußern. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit 
Gründen zu versehen und dem auszuschließenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief 
bekanntzumachen. 

5. Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstands steht dem Mitglied das Recht der 
Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung muss innerhalb von einem Monat ab 
Zugang des Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand schriftlich eingelegt werden.  
Bei rechtzeitiger Berufung hat der Vorstand innerhalb von zwei Monaten die 
Mitgliederversammlung zur Entscheidung darüber einzuberufen. Geschieht das nicht, gilt der 
Ausschließungsbeschluss als nicht erlassen. 
Wird Berufung nicht, oder nicht rechtzeitig eingelegt, gilt dies als Unterwerfung unter den 
Ausschließungsbeschluss, so dass die Mitgliedschaft als beendet gilt. 

§ 6 Mitgliedsbeiträge 
1. Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages und die Fälligkeit 

werden von der Mitgliederversammlung festgelegt und in einer Beitragsordnung geregelt.  
2. Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit, sie haben die gleichen Rechte wie 

ordentliche Mitglieder. 
3. Der Verein erhebt 

- laufende Grundbeiträge 
- zusätzliche laufende Beiträge pro Abteilung 
- Umlagen und Gebühren 

4. Die Höhe der Abteilungsbeiträge werden durch die jeweilige Abteilungsversammlung 
festgesetzt. Erforderlich ist die Zustimmung des Vorstandes. 
Abteilungsbeiträge und eventuelle Umlagen sind Bestandteile des Vereinsbeitrags. 

5. Im Einzelfall kann es erforderlich sein, dass der Verein einen nicht vorhersehbaren größeren 
Finanzbedarf decken muss, der mit den regelmäßigen Beiträgen der Mitglieder nicht zu decken 
ist. In diesem Fall kann die Mitgliederversammlung die Erhebung einer einmaligen Umlage von 
den Mitgliedern beschließen. Der Beschluss ist mit der einfachen Mehrheit der erschienenen 
Mitglieder zu fassen. Die Voraussetzungen der Nichtvorhersehbarkeit sind zu begründen. Die 
Höhe der Umlage, die das einzelne Mitglied als Einmalzahlung zu erbringen hat, darf 50 % des 
durch das Mitglied zu leistenden Jahresgrundbeitrages nicht übersteigen. 

6. Die Vereinsbeiträge gem. Ziffer 1 können nach Beitragsgruppen (z. B. Jugendliche, 
Erwachsene, Familien) gestaffelt werden. 

7. Die Beiträge des Vereins werden im Bankeinzugsverfahren mittels Lastschrift eingezogen. 
Jedes Mitglied ist verpflichtet dem Verein eine Einzugsermächtigung zu erteilen und für eine 
ausreichende Deckung des bezogenen Kontos zu sorgen. 
Weist das Konto eines Mitglieds zum Zeitpunkt der Abbuchung des Beitrags keine Deckung auf, 
so haftet das Mitglied dem Verein gegenüber für sämtliche in Zusammenhang mit der 
Beitragseinziehung sowie evtl. Rücklastschriften entstehende Kosten. Dies gilt auch für den 
Fall, dass ein bezogenes Konto erloschen ist und das Mitglied dies dem Verein nicht mitgeteilt 
hat.  

§ 7 Arbeitseinsätze 
Die Mitglieder vom 18. bis zum 60. Lebensjahr verpflichten sich, unentgeltlich Arbeitsstunden für den 
Verein zu leisten. 

§ 8 Organe des Vereins 
Vereinsorgane sind: 
- der Vorstand, 
- die Mitgliederversammlung 
- Alle Organmitglieder müssen Vereinsmitglieder sein.	
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§ 9 Vorstand 
1. Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem 1. und 2. Vorsitzenden, sowie dem 

Kassenwart und dem Schriftführer. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. 
Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln vertretungsberechtigt. Die Vertretungsmacht des Vorstands 
ist intern oder in der Weise beschränkt, dass er bei Rechtsgeschäften von mehr als einem Euro 
verpflichtet ist, die Zustimmung des geschäftsführenden Vorstands einzuholen. 

2. Der geschäftsführende Vorstand besteht aus 
1. Vorsitzende(r) 
2. Vorsitzende(r) 
Kassenwart(in) 
Schriftführer(in) 

§ 10 Aufgaben und Zuständigkeit des Vorstands 
1. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht einem 

anderen Organ durch Satzung oder Gesetz zugewiesen sind. Zu seinen Aufgaben zählen 
insbesondere  
- die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der 

Tagesordnung, 
- Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 
- Erstellung eines  Haushaltsplanes 
- Buchführung, Erstellung des Jahresberichts, 
- Beschlussfassung über Aufnahmeanträge, Ausschlüsse von Mitgliedern. 

2. Der geschäftsführende Vorstand ist berechtigt, bei Bedarf, aufgabenbezogen für einzelne 
Projekte oder befristet besondere Vertreter nach § 30 BGB zu bestellen und diesen die damit 
verbundene Vertretung und Geschäftsführung zu übertragen. 

§ 11 Wahl des Vorstandes 
1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Vorstandsmitglieder können nur 

Mitglieder des Vereins werden. Die Mitglieder des Vorstandes werden für die Dauer von 3 
Jahren gewählt. 

2. Der Vorstand bleibt bis zu einer Neuwahl im Amt. 
3. Mit Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand. 

 

§ 12 Vorstandssitzung 
1. Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom 1. und 2. Vorsitzenden einberufen werden. Die 

Vorlage einer Tagesordnung ist nicht notwendig. 
2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 seiner Mitglieder anwesend sind. Der 

Vorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des stellvertretenden Vorsitzenden 
 (2. Vorsitzenden). 

§ 13 Mitgliederversammlung 
1. In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied ab 18 Jahren - auch ein Ehrenmitglied - eine 

Stimme. Die Übertragung der Ausübung des Stimmrechts auf andere Mitglieder ist nicht 
zulässig. 

2. Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 
- Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstands, 
- Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und über die Vereinsauflösung, 
- Ernennung von besonders verdienstvollen Mitgliedern zu Ehrenmitgliedern, 
- Weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der Satzung oder nach Gesetz ergeben. 

3. Mindestens einmal im Jahr, möglichst im 1. Quartal, soll eine ordentliche 
Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand mit einer Frist von zwei Wochen 
unter Angabe der Tagesordnung durch schriftliche Einladung oder öffentliche Bekanntmachung 
im Usinger Anzeiger einberufen. 
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4. Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine Woche vor dem 
angesetzten Termin schriftlich fordert. Die Ergänzung ist zu Beginn der Versammlung 
bekanntzumachen. 

5. Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind auf Antrag der Mitglieder einzuberufen, wenn 
1/3 der Vereinsmitglieder die Einberufung schriftlich unter Angabe der Gründe verlangt. Der 
Vorstand kann außerordentliche Mitgliederversammlungen jederzeit einberufen. 

6. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde. 
7. Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit gefasst; 

Satzungsänderungen und Beschlüsse über die Vereinsauflösung bedürfen einer 3/4-Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder. Hierbei kommt es auf die abgegebenen gültigen Stimmen an. 
Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. 

§ 14 Protokollierung 
Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu fertigen, das von dem 
Versammlungsleiter und dem Schriftführer (Protokollführer) zu unterzeichnen ist. 

§ 15 Rechnungsprüfer 
Die von der Mitgliederversammlung gewählten 3 Rechnungsprüfer überwachen die Kassengeschäfte 
des Vereins. Eine Überprüfung hat mindestens einmal im Jahr zu erfolgen. Über das Ergebnis ist in 
der Jahreshauptversammlung zu berichten. 

§ 16 Abteilungen des Vereins  
1. Für die im Verein betriebenen Sportarten können mit Genehmigung des Vorstandes rechtlich 

unselbständige Abteilungen gebildet werden. Den Abteilungen steht nach Maßgabe der 
Beschlüsse des Vorstands das Recht zu, in ihrem eigenen sportlichen Bereich tätig zu sein, der 
sich im Rahmen des satzungsgemäßen Vereinszwecks halten muss.  

2. Die Abteilungen leiten nach ihrer Zweckbestimmung im Rahmen der Satzung ihren 
Übungsbetrieb selbständig. 

3. Die Abteilungsleiter können ihre Abteilung nach außen vertreten. Sie sind jedoch nicht 
berechtigt; den Gesamtverein nach außen zu vertreten und rechtsgeschäftlich zu verpflichten. 

4. Die Abteilungen erstellen für jedes Geschäftsjahr einen Etatantrag für größere, 
außerordentliche Ausgaben. 

5. Beschlüsse und rechtsgeschäftliche Verpflichtungen der Abteilungen bedürfen der Zustimmung 
des Vorstandes. 

§ 17 Datenschutzklausel 
1. Der Verein verarbeitet zur Erfüllung der in dieser Satzung definierten Aufgaben und des Zwecks 

des Vereins personenbezogene Daten und Daten über persönliche und sachbezogene 
Verhältnisse seiner Mitglieder. 

2. Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung stimmen die 
Mitglieder der 
- Speicherung, 
- Bearbeitung, 
- Verarbeitung, 
- Übermittlung, 
ihrer personenbezogenen Daten im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben und Zwecke des 
Vereins zu. 
Eine anderweitige Datenverwendung (beispielsweise Datenverkauf) ist nicht statthaft. 

3. Jedes Mitglied hat das Recht auf, 
- Auskunft über seine gespeicherten Daten, 
- Berichtigung seiner gespeicherten Daten im Falle der Unrichtigkeit, 
- Sperrung seiner Daten, 
- Löschung seiner Daten nach Beendigung der Mitgliedschaft. 

4. Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung stimmen die 
Mitglieder weiter der Veröffentlichung von Bildern und Namen in Print-, Tele- sowie 
elektronischen Medien zu. 
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§ 18 Ehrenamt und Vergütungen im Verein 
1. Das Amt/die Ämter des Vereinsvorstandes wird/werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 
2. Die Mitgliederversammlung kann abweichend von Absatz 1 beschließen, dass dem/den 

Vorstand/Vorstandsmitgliedern für seine/ihre Vorstandstätigkeit eine angemessene Vergütung 
gezahlt wird. 

3. Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung einer Geschäftsstelle ist der 
geschäftsführende Vorstand ermächtigt, im Rahmen des Haushaltsplans hauptamtlich 
Beschäftigte anzustellen. 

4. Die Mitglieder der Organe des Vereins sowie mit Aufgaben zur Förderung des Vereins betraute 
Mitglieder haben gegenüber dem Verein einen Anspruch auf Ersatz der ihnen in 
Zusammenhang mit ihrer Amtsausübung entstandenen Aufwendungen (§ 670 BGB) im 
Rahmen der Beschlüsse des Vorstandes und im Rahmen der finanziellen Leistungsfähigkeit 
des Vereins. Eine Ehrenamtspauschale (§ 3 Nr. 26 a EStG) in Form pauschalen 
Aufwendungsersatzes oder einer Tätigkeitsvergütung kann geleistet werden. 

§ 19 Auflösung des Vereins 
1. Bei der Auflösung oder Aufhebung des Vereins fällt das Vermögen an die Stadt Neu-Anspach, 

die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke, insbesondere zur Förderung 
des Sports, zu verwenden hat. 

2. Ist wegen Auflösung des Vereins, oder Entziehung der Rechtsfähigkeit, die Liquidation des 
Vereinsvermögens erforderlich, so sind die zu diesem Zeitpunkt im Amt befindlichen 
Vereinsvorsitzenden die Liquidatoren; es sei denn, die Mitgliederversammlung beschließt auf 
einer ordnungsgemäß einberufenen Mitgliederversammlung über die Einsetzung eines anderen 
Liquidators mit 3/4-Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 

Vorstehende Satzung wurde am 20.04.2013 in Neu-Anspach durch die Mitgliederversammlung 
beschlossen und tritt mit dem Eintrag in das Vereinsregister in Kraft. 

Die Satzung vom 18.06.2010 tritt mit der Eintragung außer Kraft.	


